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Irene Knoke

Politische Partizipation als Allheilmittel?
Theorie und Wirklichkeit der neuen Armutsbekämpfungsstrategie

Eine der wichtigsten Neuerungen bei der Erstellung nationaler Strategiepa-
piere zur Armutsbekämpfung (Poverty Reduction Strategy Papers/PRSP) ist die For-
derung nach einer breiten Beteiligung der Zivilgesellschaft, von Nichtregierungs-
organisationen und der betroffenen Armen selbst. Die PRSP werden dabei nicht
nur zur Grundlage für die weitere Vergabe konzessionärer Kredite eingefordert,
sondern insbesondere auch als Voraussetzung für einen Schuldenerlass im Rah-
men der Initiative für hochverschuldete arme Länder (HIPC – Highly Indebted
Poor Countries). Für diese Länder, die ihre PRSP im Rahmen der HIPC-Initiati-
ve erstellen, gilt ein ganz besonders enger Zeitrahmen, da der notwendige Schul-
denerlass so schnell als möglich ausgesprochen werden soll. Die internationalen
Finanzinstitutionen und die internationale Gebergemeinschaft sollen eine unter-
stützende Rolle bei der Vorbereitung der Strategiepapiere einnehmen.

In ihrem »Handbuch« (Sourcebook) stellt die Weltbank Leitlinien für die Er-
stellung der PRSP zusammen. Diese Leitlinien sind nicht zwingend vorgeschrie-
ben. Angesichts der sehr unterschiedlichen Ausgangslagen in den einzelnen Län-
dern wäre dies auch wenig sinnvoll. Vielmehr betont die Bank, dass der Prozess
zur Erstellung der PRSP sowohl für die Bank selbst als auch für die Länder, in de-
nen sie erstellt werden, einen Lernprozess darstellen. Das Sourcebook soll selek-
tiv verwendet werden (www.worldbank.org/poverty/strategies/sourcons.htm).
Entsprechend umfassend sind die zahlreichen Kapitel und Aspekte des Source-
book, das auf den Prozess als solchen, sowie auf praktische Umsetzungsaspekte
(Analyse der Armutssituation, spezifische sektorale Herausforderungen etc.) ein-
geht. Als ein Querschnittsthema behandelt die Weltbank das Thema Partizipati-
on, die sie folgendermaßen definiert: »Participation is the process through which
stakeholders influence and share control over priority setting, policy-making, re-
source allocations and access to public goods and services. There is no blueprint
for participation because it plays a role in many different contexts, different proj-
ects and for different purposes. However, in whatever context or reason they are
used, participatory processes or civic engagement in the poverty reduction stra-
tegy process allows countries to begin exchanging information with other stake-
holders and thereby increase the transparency of their decision making.« (Welt-
bank 2001: 3)

Als Stakeholders (»Interessengruppen«) benennt die Weltbank: die allgemei-
ne Öffentlichkeit, die Armen und Marginalisierten, die organisierte Zivilgesell-
schaft (lokale und internationale Nicht-Regierungsorganisationen, Gewerkschaf-
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Denkansätze vorgestellt und diskutiert, die über den Sozialliberalismus hinaus-
weisen.

Der Beitrag ist ein Teilergebnis eines Forschungsprojektes über die Perspektiven in-
ternationaler Sozialpolitik, das der Autor mit freundlicher Unterstützung der Volks-
wagen-Stiftung zur Zeit in verschiedenen lateinamerikanischen Ländern durchführt.
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E-Mail: HJ.Burchardt@t-online.de
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Produkt. Der Rahmen für die Strategie ist starr festgelegt durch die makroö-
konomischen Bedingungen, die von den internationalen Finanzinstitutionen
(IFI) vorgegeben sind.

– Die Regierung hat kein Interesse an Partizipation und gemeinsamer Entschei-
dungsfindung: Regierungen sind es gewohnt, die von den IFI vorgegebenen
Konditionalitäten in irgendeiner Weise zu erfüllen, und Partizipation scheint
nur eine weitere Konditionalität zu sein. Das zeigt sich unter anderem bei
den vielen Hindernissen, mit denen sich die Civil Society Organizations
(CSO) konfrontiert sahen: späte Einladung und mangelnde Informationen
zu den Treffen, enger Zeitrahmen, keine Weitergabe der Zwischenergebnisse
oder Rückmeldungen auf die Kritik, keinerlei Einfluss auf den Verlauf der
Treffen oder die zu besprechenden Themen.

– Es gab keinen strukturierten oder fortlaufenden Prozess, um prioritäre Bereiche
zur Armutsbekämpfung zu erarbeiten: Vielfach wurden unterschiedliche
Gruppen zu verschiedenen Seminaren eingeladen, so dass ein kontinuierli-
cher Diskussionsprozess, angereichert vom fruchtbaren Austausch von Kritik
und Argumenten nicht möglich war.

– Partizipation war sehr zentralistisch: CSO, die national tätig sind und ihr
Hauptbüro in der Hauptstadt haben, hatten besseren Zugang zu den Kon-
sultationen als lokale CSO. Mangel an Information, adäquatem Material
und Capacity Building beschränken den partizipativen Prozess auf eine klei-
ne Minderheit. Besonders betroffen sind Frauen und CSO, die sich mit Gen-
der-Themen befassen, deren Positionen in den Strategien kaum vertreten
sind.

– Der Zeitplan ist viel zu kurz: Besonders angesichts der engen Verbindung der
PRSP mit den Möglichkeiten eines Schuldenerlasses, haben die meisten Re-
gierungen – unterstützt von den IFI – den Prozess vorangetrieben. In dem
gegebenen Zeitrahmen ist ein umfassender und nationaler Partizipationspro-
zess, selbst bei bestem Willen der Regierung, schlichtweg nicht möglich.

– Es gibt keine allgemein verständliche Fassung der PRSP: Dies betrifft sowohl die
technische Sprache und Wortwahl des offiziellen Strategiepapiers der Regie-
rung, die angesichts der Materie von Fachausdrücken geprägt ist, als auch die
Sprache an sich: in zahlreichen Fällen war das Dokument auf Englisch, nicht
aber in der Landessprache oder in mehreren Sprachen verfügbar.

– Mangel an Ressourcen: Um die ihnen zugedachte Rolle oder die geschaffenen
Freiräume adäquat zu nutzen, fehlt es den meisten CSO schlichtweg an den
nötigen Ressourcen.

Sind dies einfach nur Anfangsschwierigkeiten in einem Lernprozess? Die PRSP
sind nunmehr drei Jahre alt, und 48 Länder haben in der Zwischenzeit ein I-
PRSP oder ein Full PRSP abgeliefert (Stand Februar 2003, vgl. www.world-
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ten, Verbände der Armen und Marginalisierten, Universitäten und Medien), den
privaten Sektor, nationale und lokale Regierungen, Institutionen der repräsenta-
tiven Demokratie und die Gebergemeinschaft (Weltbank 2001: 4).

Was in dieser sicherlich idealtypischen Definition von Partizipation so ver-
heißungsvoll beginnt (gemeinsame Kontrolle über die Festsetzung der Prioritä-
ten, Politikentscheidungen etc.), wird schnell eingegrenzt auf die niedrigste Form
der Partizipation der reinen Informationsweitergabe zur Herstellung von mehr
Transparenz bei den Politikentscheidungen. Effiziente Informationsweitergabe
wird vor allem als Schaffung einer guten Partizipationsgrundlage gesehen. Damit
spiegelt die Weltbank sicherlich die Diskrepanz zwischen dem Anspruch eines
partizipativen Ansatzes und der Ausgangssituation in vielen der in Frage kom-
menden Ländern wider. In ihrem Konzept über Partizipation wird aber auch
deutlich, dass das Kontinuum der unterschiedlichen Arten von Partizipation von
den unterschiedlichen Akteuren sehr unterschiedlich besetzt werden soll. Die Ar-
ten der Partizipation sind:
– Informationsweitergabe (information sharing)
– Konsultation
– Gemeinsame Verantwortung (shared responsibility)
– Gemeinsame Formulierung (joint formulation)
– Formale Zustimmung/Ablehnung (formal approval/veto)
Die höchste Form (Zustimmung/Ablehnung) kommt in dieser Matrix aus-
schließlich dem Parlament zu, aber selbstredend auch der internationalen Geber-
gemeinschaft. Eine gemeinsame Verantwortung sieht die Weltbank bei nahezu al-
len Akteuren in der Umsetzung des Programms. Die Formulierung dessen, was
da gemeinsam umgesetzt werden soll, liegt hingegen überwiegend bei der Zen-
tralregierung, wobei wahlweise lokale Regierungen, die organisierte Zivilgesell-
schaft und Experten einbezogen werden können. Im Grunde kommt diesen
Gruppen, ebenso wie den Armen selbst, jedoch nur eine konsultative Funktion
zu.

Wenn wir Konsultation aber nicht nur als Pflichtübung verstehen, sondern
als eine Möglichkeit der Einflussnahme, und ziehen wir in der Beurteilung der
bisherigen Prozesse Ergebnisse von zahlreichen Untersuchungen heran (vgl. Chri-
stian Aid 2001; Marshall/Woodroffe 2001; Muna 2001; Oxfam 2001; Südwind
2001; AFRODAD 2002; Knoke/Morazan 2002; McGee et al. 2002; Painter
2002), wird schnell deutlich, dass es selbst bei dem auf Konsultation reduzierten
Ansatz von Partizipation starke Defizite gegeben hat. Zentrale Aspekte der Er-
gebnisse sind:
– Wesentliche Aspekte der Strategie können nicht beeinflusst werden: Die Entwür-

fe der PRSP werden in der Regel ohne zivilgesellschaftliche Beteiligung erar-
beitet und sind meist bereits entscheidende Grundlage für das endgültige
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growth which, in turn, holds the key to poverty reduction. Thus, the autonomy
of countries in designing their own growth and development strategies is circum-
scribed by the same considerations that dominated the structural adjustment pro-
grammes over the past two decades. However, recipient countries can be expec-
ted to have more autonomy and participation in designing short-term safety nets
to protect the poor against temporary costs of orthodox stabilization programmes
and structural reforms.« (UNCTAD 2002: 19)

Wachstum ist eine notwendige, aber keinesfalls hinreichende Bedingung für
Armutsbekämpfung, und Wachstum kann seine armutsmindernde Wirkung nur
dann entfalten, wenn neben rein quantitativen Wachstumsraten auch qualitative
Aspekte von Umverteilung und Gleichheit in die Konzepte aufgenommen wer-
den. Die strikten Vorgaben, denen sich die Regierungen in der Entwicklung des
makroökonomischen Umfeldes ausgesetzt sehen, schließen Partizipation in we-
sentlichen Bereichen aus: Das makroökonomische Grundgerüst der Strategie
steht nämlich nicht zur Diskussion. Das Honduranische Netzwerk Interforos hat
aus diesem Grund den Verhandlungstisch verlassen. Die Regierung antwortete
hierauf , dass die Position des IWF zu makroökonomischen Fragestellung nicht
verhandelbar sei (ähnliche Ergebnisse in Marshall/Woodroffe 2001). Auch aus
anderen Ländern wird berichtet, dass CSO beklagen, nur bei Fragen der Sozial-
politik konsultiert worden zu sein, während makroökonomische Rahmenbedin-
gungen unantastbar seien.

Das ist besonders dann problematisch, wenn CSO ihre eigenen Vorschläge
zur Armutsbekämpfung durch eben diese Politikmaßnahmen konterkariert se-
hen. Durch die eindimensionale Ausrichtung der makroökonomischen Grundla-
gen laufen die IFI Gefahr, dass versuchte Partizipation von tatsächlicher Frustra-
tion abgelöst wird. Wenn »Ownership« nicht bedeutet, dass auch neue Wege der
Armutsbekämpfung akzeptiert werden, die auf anderen Prinzipien als neolibera-
len Rezepturen bestehen, bleiben alle Versuche der Beteiligung Lippenbekennt-
nisse, da CSO noch weitaus weniger als Regierungen und andere Stakeholder in
der Lage sein werden, Politikentscheidungen und politische Ausrichtungen mit
zu beeinflussen: »The emphasis on ownership and participation might thus be
perceived as having the objective of mobilizing greater popular and political sup-
port for the conventional adjustment and stabilization policies, rather than of gi-
ving recipient countries greater autonomy in designing their stabilization policies
and development strategies.« (UNCTAD 2002: 6)

Eine solche Wahrnehmung könnte sogar kontraproduktive Auswirkungen
haben, dann nämlich, wenn mit dem Konzept der Partizipation und den Hoff-
nungen, die damit verbunden sind, die Erfahrung gemacht wird, dass Konsulta-
tionen lediglich der Bestätigung zuvor festgelegter und weithin unliebsamer Poli-
tiken dienen. Dies wird auch von Stimmen aus dem Süden unterstrichen. Hier

81Politische Partizipation als Allheilmittel?

bank.org/poverty/strategies/index.htm). Nicht alle dieser Ergebnisse gelten für al-
le Länder gleichermaßen. Aber können die hochgesteckten Ziele, die oftmals mit
dem Aspekt der Partizipation benannt werden, unter den gegebenen Umständen
erreicht werden? Wird in Zukunft wirklich eine offene und partizipative Debatte
zur Festlegung der Prioritäten für die Interessen der Armen führen? Auffallend
viele Parallelen bei den Defiziten in den bisherigen Prozessen deuten darauf hin,
dass die Probleme nicht nur in dem schwierigen Anfangsprozess zu suchen sind,
sondern auch in strukturellen Gegebenheiten, insbesondere in der Frage nationa-
ler Machtkonstellationen sowie international dominanter Interessenslagen.

1. Internationale Dominanz in dem Prozess

Über zwei Jahrzehnte haben die IFI den Regierungen stoisch die Umsetzung
ihrer makroökonomischen Ziele bei der Erstellung ihrer Politikstrategie auferlegt.
Die negativen Auswirkungen dieser Strukturanpassungsprogramme (SAP) auf die
armen Sektoren der Gesellschaften sind vielfach dokumentiert worden und kön-
nen hier nicht weiter erläutert werden (vlg. EURODAD 2001; SÜDWIND
2001; SAPRIN 2002). Was mit zentralen Politikfeldern im Bereich der Geld- und
Fiskalpolitik begann, weitete sich seit den 80er Jahren auf zahlreiche Handlungs-
felder souveräner Nationalpolitik aus. Nach Souveränität oder Ownership wurde
dabei nicht gefragt. Formal reichten zwar die Regierungen die Programme ein,
diese stützten sich aber auf die Empfehlungen und Vorgaben der IWF-Missionen.
Mit der »neuen Generation« der IWF-Kreditlinien und der Voraussetzung gewis-
sermaßen eines umfassenden nationalen Entwicklungsplans hat die Auflagenpo-
litik einen neuen Höhepunkt erreicht. Zwar ist nun der Aspekt des Ownership
sowie die Frage der Partizipation der Bevölkerung aufgewertet worden, eine kon-
sequente Umsetzung dieser Aspekte ist aber ohne eine deutliche Reduzierung der
Konditionalitäten für finanzielle Unterstützung oder Schuldenerlass nicht mach-
bar. Solange wesentliche Elemente des nun zu erstellenden nationalen Entwick-
lungsplans, insbesondere im makroökonomischen Bereich, von den IFI vorgege-
ben sind, existiert nur ein sehr begrenzter Spielraum – für Ownership und umso
mehr für Partizipation.

Die Erfahrungen mit den bisherigen Umsetzungsprozessen haben gezeigt,
dass sich an den Prioritäten nichts verändert hat. Die IFI basieren ihre Konzepte
der Armutsbekämpfung nach wie vor auf Wachstum, und Finanzierung hängt da-
mit weiterhin von der Umsetzung der selben alten Wachstumspolitik ab, die sich
auf die Grundpfeiler der Liberalisierung von Handel und Kapitalverkehr, einer re-
striktiven Stabilisierungspolitik und Privatisierung gründet (IMF 2001).
Ownership und Partizipation beziehen sich ausschließlich auf die Abfederung der
negativen Auswirkungen: »[…] poverty reduction programmes are still based on
the premise that liberalization and openness hold the key to rapid and sustained
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antwortung der beiden anderen Sektoren transparent machen und gegebenenfalls
einklagen. Die Interessen der Bürgerinnen und Bürger werden hier gebündelt, um
ihre Durchsetzbarkeit zu verbessern. Hinter solchen Vereinigungen verbergen sich
also beispielsweise Menschenrechts- oder Lobbyorganisationen, Indígena- oder
Frauenverbände, religiöse oder Jugendgruppen. Es können dies aber auch akade-
mische Einrichtungen sein, oder – insbesondere in den Schnittmengen der Sekto-
ren zwischen Zivilgesellschaft und Markt (oder Staat) – Gewerkschaften und Ar-
beitgeberverbände, Industrie- und Handelskammern, Medien oder Forschungs-
einrichtungen. In zentralisierten Staaten mit einem starken Zentrum-Peripherie
Gefälle können unter Umständen auch lokale Regierungen – die eigentlich klar
dem Sektor Staat zuzuordnen sind – die Interessenvertretung der BürgerInnen ih-
rer Region wahrnehmen und gegenüber der Zentralregierung durchsetzen.

Angesichts einer solchen Breite und Vielfalt müssen Machtstrukturen und
politische Hegemonien in die Betrachtung einbezogen werden, will man die
Chancen und Grenzen von Partizipation ausloten. Großgrundbesitzer, Banker,
korrupte Staatsbürokratien werden andere Auffassungen davon haben, wie eine
armutsorientierte Wirtschaftspolitik aussehen soll als Kleinbauern, Lohnabhängi-
ge und Maquila-Arbeiterinnen. Aufgrund der politischen Hegemonie werden sie
versuchen – und dazu haben sie die entsprechende Macht –, ihre Konzepte mit-
hilfe der Staatsmaschinerie durchzusetzen. Konsens, der im Wesentlichen auch
dem Grundkonzept von Ownership zugrunde liegen sollte, kann in diesem Zu-
sammenhang nicht als fairer Interessenausgleich verstanden werden, vielmehr fin-
det aufgrund unterschiedlicher Einflussmöglichkeiten auf den politischen Prozess
die gesellschaftliche Auseinandersetzung unter ungleichen Vorzeichen statt. Die
Regierung, die für die Erstellung des PRSP verantwortlich ist und Partizipation
garantieren soll, unterstützt vielerorts die Interessen der mächtigen und wohlha-
benden politischen und wirtschaftlichen Elite. Die wachstumsbasierten Konzep-
te von Armutsbekämpfung sowie der sehr enge Zeitrahmen stärken zudem eine
solche hegemoniale Interessendominanz.

So ist ein weiteres wichtiges Hindernis für eine effektive zivilgesellschaftliche
Beteiligung die interne politische Hegemonie in den Ländern selbst und inwie-
weit die Regierung die Möglichkeit besitzt, den Ablauf der Prozesse zur Erstellung
der Strategiepapiere sowie die Akteure in der Konsensbildung selbst zu bestim-
men und damit auszuwählen, wer als »Zivilgesellschaft« gilt. Dies ist ein hoch po-
litischer Prozess, der von der dominierenden Gruppe bestimmt wird. Und da der
Prozess so heikle Themen wie Privilegien und Nutznießung der regierenden Klas-
se berührt, wird sie besonderes Augenmerk darauf richten, welche Art von Kritik
sie zulassen wird und welche strukturellen Veränderungen sie wirklich unterstüt-
zen will: »The challenge of tackling social inequalities and poverty is a major go-
vernance concern. It entails dealing with basic conflicts over rights and entitle-
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wird der Prozess zum Teil sogar als Ausweitung der internationalen Dominanz an-
gesehen, da die Abhängigkeiten der Schuldnerländer sowohl von einem Schulde-
nerlass als auch von weiteren Finanzmitteln groß ist: »Never before have the IMF
and World Bank possessed the power to endorse a borrower's entire national plan,
such as the PRSP, which is, to a limited extent, formulated through popular par-
ticipation. Ironically, the institutions have seized these powers in the name of en-
hancing 'country ownership' of the development process. […] The government
[of Tanzania] is dependent on donors and creditors for the majority of its deve-
lopment budget and, to survive, it must heed its creditors and donors. There are
fewer incentives to heed the cries of citizens – especially the poor and disadvan-
taged.« (Muna 2001: 3)

An einem weiteren Punkt macht sich das Geflecht internationaler Macht-
strukturen bemerkbar: Durch die enge Verknüpfung der Erstellung der PRSP mit
der Bewilligung eines Schuldenerlasses im Rahmen der HIPC-Initiative oder der
Bewilligung dringend benötigter neuer Finanzhilfen, ist der Zeitrahmen sehr eng.
Und die Abhängigkeit der Länder von diesen finanziellen Hilfen ist so groß, dass
sie sich an diese Zeitpläne von oft weniger als einem Jahr halten müssen. In Län-
dern, in denen es wie in Uganda oder Bolivien bereits im Vorfeld partizipative
Prozesse in der Strategieplanung gegeben hat, mag dies noch annähernd gut ge-
hen. Im Grunde aber müsste ein solcher Prozess mit einer Analyse der Armutssi-
tuation beginnen, an der die Armen selbst beteiligt sind, gefolgt von einer brei-
ten Debatte über vorrangig zu behandelnde Themen und Gebiete der Armuts-
bekämpfung unter starker Einbeziehung lokaler Gruppen. Um die Armen selbst
und ihre VertreterInnen für die wichtige Rolle in diesem Prozess sowie bei der
Umsetzung und der Überwachung zu rüsten, müssten intensive Capacity Buil-
ding Programme durchgeführt werden, verständliches und allgemein erhältliches
Material muss erstellt, Schulungsprogramme auch zu politischen, ökonomischen
und haushaltsrelevanten Themen vorbereitet werden. All dies ist in einem Jahr
schlichtweg unmöglich.

2. Zivilgesellschaft und politische Hegemonie

Chancen und Grenzen von partizipativen Prozessen können nur dann ausrei-
chend beurteilt werden, wenn nationale hegemoniale Strukturen berücksichtigt
werden, die von unterschiedlichen Produktionsvoraussetzungen herrühren, ihre
Entsprechung aber auch in politischer Hegemonie finden. An dieser Stelle muss
daher kurz darauf eingegangen werden, wer sich eigentlich hinter dem Begriff der
»Zivilgesellschaft« verbirgt und in wie weit es innerhalb dieser Gruppen zu einem
Interessensausgleich kommen kann1. Teilt man den Staat in drei Sektoren, gilt Zi-
vilgesellschaft neben dem öffentlichen Sektor und dem Markt als der sogenannte
Dritte Sektor. Vereinigungen der Zivilgesellschaft sollen unter anderem die Ver-
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Im Lichte der hegemonialen Strukturen und unterschiedlichen Ausprägungen
in den einzelnen Ländern sind Fortschritte und Erfolge bisheriger Partizipations-
prozesse nicht immer gleich zu beurteilen, sondern hängen von der bestehenden
Tradition an Beteiligungschancen ab. Kamerunische Gruppen haben sich bei-
spielsweise vorsichtig zufrieden mit dem Grad an Partizipation gezeigt, obgleich
auch sie es als nicht mehr als eine Konsultation bezeichnet haben. Wiewohl die ka-
merunische Regierung international als korrupt und als Beispiel einer schlechten
Regierungsführung gilt, war die Durchführung von Konsultationen bereits als Er-
folg zu werten. In Nicaragua hingegen erinnert man sich durchaus besserer Zeiten
für das Volk und ihrer Mitspracherechte, hier waren die Gruppen sehr enttäuscht
von dem Prozess, der seitens der IFI recht gute Noten bekommen hat.

3. Herausforderungen für die Zukunft

Angesichts der aufgezeigten Rahmenbedingungen sowohl in Bezug auf die
internationale Dominanz als auch auf die nationale Hegemonie in den Ländern,
wird es sehr schwierig sein, die Potenziale, die in dem neuen Instrument der Ar-
mutsbekämpfung stecken mögen, auszuschöpfen. So mag die Tatsache, dass ein
partizipativer Prozess in der Erstellung der PRSP ausdrücklich eingefordert wird,
eine neue Möglichkeit für die CSO darstellen, auf nationale Politik Einfluss zu
nehmen. Und selbst wenn bei der erstmaligen Erstellung eines PRSP in einem
Land die »Partizipation« nicht über einen bloßen Konsultationsprozess oder so-
gar nur reine Informationsweitergabe hinausgegangen ist, so könnte bei einer op-
timistischen Sichtweise diese Entwicklung die Grundlage darstellen für eine wei-
tere Stärkung der CSO. Bislang war der Fokus der IFI jedoch eindeutig und ein-
seitig auf den makroökonomischen Bestimmungen des Strategieprogramms, die
auch weiterhin die einzigen wirklichen Konditionalitäten und Kriterien für die
Anerkennung des PRSP darzustellen scheinen, und deren Inhalt sich gegenüber
den alten Prinzipien der Strukturanpassung nicht geändert hat. Dies wird auch
dadurch deutlich, dass in der Beurteilung der PRSP von IWF und Weltbank der
Partizipationsprozess lediglich beschrieben wird, über seine Qualität jedoch nicht
geurteilt wird. Ein deutliches Signal an die Regierungen im Süden in Richtung
einer Abkehr von eindimensionalen neoliberalen Wirtschaftsmodellen ist daher
unabdingbare Voraussetzung dafür, dass die positiven Ansätze in den Konzepten
der PRSP auch zum Tragen kommen.

Um aus den neu gewonnenen Freiräumen der Partizipation einen Vorteil zu
ziehen, ist es wichtig, dass die Armen selbst nicht nur als Objekte der Beobach-
tung und Analyse einbezogen werden, sondern auch als Subjekte des gesamten
Prozesses. Will man das Konzept Partizipation ernst nehmen, müssen ganz be-
sonders ihre Hoffnungen und Erwartungen in die Erstellung der PRSP berück-
sichtigt werden. Zu aller erst müssen sie die empfundenen Unzulänglichkeiten ar-
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ments. […] It brings up a discussion of the extent to which social disparities are
the fault of domestic politics. Tackling poverty is first and foremost a political is-
sue, not a technical one.« (UNDP 2000)

In einigen Ländern haben die neu gewonnenen Möglichkeiten zu verstärkter
Partizipation in parallele Prozesse gemündet, in denen CSO selbst versucht ha-
ben, neu geschaffene Freiräume zu nutzen und die Aufgabe der Informationswei-
tergabe und Capacity Building der Betroffenen wahrzunehmen, eine Aufgabe, die
eigentlich die Regierung hätte wahrnehmen müssen. In Nicaragua zum Beispiel
hat eine Gruppe von Bürgermeistern einen Prozess mit einem vornehmlich mu-
nizipalen Fokus gestartet. Auch das bundesweite NRO-Netzwerk CCER hat eine
Reihe von Veranstaltungen in allen 17 Distrikten durchgeführt (die Regierung
war nur in neun Distrikten präsent). Die Ergebnisse wurden in einem Dokument
veröffentlicht, dessen Manuskripte an das technische Sekretariat weitergeleitet
wurden, um die Ergebnisse bei der Formulierung des PRSP zu berücksichtigen.
Keines dieser Ergebnisse wurde jedoch in das offizielle PRSP aufgenommen
(Knoke/Morazan 2002).

In anderen Ländern, wie z.B. in Mosambik, haben zivilgesellschaftliche
Gruppen die Aufgabe übernommen, die Inhalte des PRSP für die Armen über-
haupt verständlich zu machen. Ein erster Schritt soll dabei sein, dass die Men-
schen verstehen lernen, welche Implikationen die darin enthaltenen Aspekte auf
ihr persönliches Leben haben, in der Hoffnung, dass so die öffentliche Debatte
eröffnet bzw. vertieft werden kann. Im Allgemeinen hat die Erfahrung jedoch ge-
zeigt, dass Vorschläge aus solchen aus der Zivilgesellschaft selbst induzierten Pro-
zessen keinen Eingang in die offiziellen Strategiepapiere gefunden haben. Wäh-
rend solche Prozesse also noch immer auf die Anerkennung in Form einer be-
deutsamen Beteiligung an Politikentscheidungen warten, so sind sie doch Grund
für Hoffnungen auf eine erstarkendes Selbstvertrauen und bessere Wahrnehmung
der Armen: »What is perhaps most significant, though, is that civil society parti-
cipation in PRSP processes in all countries is leading to a broadening and diver-
sification of the actors who engage in poverty discourse and policy process. The
traditional dominance of technocrats and their expert knowledge is being chal-
lenged and enhanced by a range of different kinds of poverty knowledge, inclu-
ding experiential knowledge. Increased interaction has lead to changes in govern-
ment officials' attitudes towards CSOs and their ability to contribute to policy
processes.« (McGee et al. 2002: viii)

Jede Befähigung marginalisierter Gruppen in einem System gegenseitiger
Machtansprüche bedeutet jedoch notwendigerweise, dass die gegenwärtigen Eli-
ten Teile ihrer Macht abgeben müssen. Dies macht diesen Prozess zu einem hoch
konfliktiven und politischen Prozess, in dem die Armen, die für gewöhnlich
schlecht organisiert sind, deutliche Nachteile haben.
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chem Wert sind. Damit wird allerdings auch ihre Erwartung auf mehr Beteili-
gung auch in der konzeptionellen Phase der PRSP steigen. Was in der ersten Ge-
neration der PRSP – zum Teil auch aufgrund des Zeitmangels – sträflich ver-
säumt worden ist, muss in der zweiten Generation der PRSP oberste Priorität er-
langen, wenn die zivilgesellschaftliche Beteiligung und damit auch eine weitere
Demokratisierung wirklich gewünscht ist. Dann dürfen alternative Konzepte,
wenn sie auf gesammelten Erfahrungswerten und Diskussionsprozessen gründen,
nicht mehr an den Rahmenkonzepten scheitern, die in geheimen Verhandlungen
zwischen den IFI und den Regierungen ausgehandelt worden sind. Wenn aber die
steigenden Erwartungen der CSO im weiteren Prozess abermals verprellt werden,
stellt dies eine Gefahr dar, die sich bereits in bisherigen Untersuchungen über PR-
SP-Prozesse abzeichnet: »Where there was already a government drive to foster ci-
vil society participation in policy processes, PRSP processes have strengthened it
and left actors on all sides better equipped for it (Uganda, Bolivia). Where there
was not, there appears to be a risk, or actual evidence, that poorly conducted con-
sultative processes, with ambivalent outcomes, have undermined chances that a
more participatory policy culture will develop.« (McGee et al. 2002: 8)

Ein solches Risiko gilt es in jedem Fall zu unterbinden. Hierbei spielt nicht
nur das Verhalten und Entgegenkommen der nationalen Regierungen eine wich-
tige Rolle, entscheidend ist vielmehr, welche Freiräume seitens der internationa-
len Gebergemeinschaft zugestanden werden. Nur wenn diese sich aus der Kon-
zeption des Strategiepapiers zurückzieht und von den dominanten Konditiona-
litäten ablässt, kann sich aus einer gestärkten Partizipation ein Demokratisie-
rungsprozess entwickeln.
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tikulieren und definieren, und sie müssen an der Entscheidung beteiligt werden,
welche Prioritäten bei der Erstellung eines effizienten Strategieprogramms zur Ar-
mutsbekämpfung gesetzt werden sollen. Hierzu ist es notwendig, die konkreten
Bedürfnisse in mittel- und langfristige wirtschaftliche Strategien zu übersetzen.
Dies bedeutet auch, dass die Armen in der Wahrnehmung der Auswirkungen von
ökonomischen Maßnahmen geschult werden. Nur wenn die Armen von Beginn
an in den Prozess einbezogen werden, erhöht dies auch ihre Fähigkeiten für die
nachfolgende Umsetzung und den Monitoringprozess, wo sie nach den Konzep-
ten der IFI den Schwerpunkt ihrer partizipativen Tätigkeiten haben. Bislang
zeichnet sich eine solche Entwicklung jedoch nicht ab.

Vorerst könnten erfahrene NRO, insbesondere solche, die sich mit der Ana-
lyse der Bedürfnisse der Armen beschäftigt haben, bei der Übersetzung dieser Be-
dürfnisse Hilfestellung leisten. Mittelfristig sollte aber auch die Stärkung demo-
kratisch gewählter Institutionen und des Systems einer repräsentativen Demo-
kratie gefördert werden, damit beispielsweise die Parlamente bei der Formulie-
rung wirtschaftlicher Strategien in Zukunft eine wichtigere Rolle spielen können
(vgl. UNCTAD 2002: 15f.). Auch das sollte aber den Rat und die Expertise an-
derer zivilgesellschaftlicher Gruppen nicht überflüssig machen. Wenn nationale
Entwicklungsstrategien zur Armutsbekämpfung auf einer breiten Beteiligung und
nationalem Konsens ruhen sollen, so lässt sich dies nicht allein durch einen fünf-
jährigen Wahlgang bewerkstelligen. Hier sind zusätzliche basisdemokratische Me-
chanismen notwendig, die dem Ungleichgewicht der Interessensartikulation ent-
sprechend entgegenwirken.

Bislang liegen die Hoffnungen auf eine effizientere Partizipation in der nun
einsetzenden Phase des Monitoring (Weltbank 2002: 26). Hier liegen jedoch
noch nicht ausreichend Ergebnisse vor, um eine aussagekräftige Beurteilung dar-
über zu treffen, wie effizient die Beteiligung hier wirklich ist oder sein wird. Es
besteht sicherlich die Gefahr, dass nach der Bewilligung des PRSP das Engage-
ment der Regierungen für die Partizipation der Zivilgesellschaft wieder abflaut.
Andererseits ist auch von Seiten der Gebergemeinschaft immer wieder betont
worden, dass es sich um einen andauernden Lernprozess handelt, bei dem die Er-
fahrungen über die Schwächen des Prozesses in die Konzeption des weiteren Ver-
laufes einfließen sollen. Sie wäre nun also gefordert, den Stein, den sie unter Um-
ständen ins Rollen gebracht hat, nicht gleich wieder auszubremsen.

Denn mit verstärkter Einbindung im Bereich des Monitoring werden auch
die Fähigkeiten der CSO steigen. Wenn sie über zwei oder drei Jahre durch Be-
fragungen, Analysen und Überwachungsmechanismen die Umsetzung der nun
anlaufenden Umsetzung der PRSP bis ins Detail verfolgen, werden sie sich
Kenntnisse über das Wirken der angewandten Politiken aneignen, die für die Er-
stellung weiterer nationaler Strategien zur Armutsbekämpfung von unermessli-
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1 Diese Frage hat bereits ganze Bände gefüllt und wurde unter den verschiedensten
Aspekten beleuchtet (vgl. Fischer 1999; Brand 2000; Wahl 2000; Schade 2002). Diese
Diskussion kann und soll hier nicht detailliert aufgegriffen werden; entscheidend ist
für uns, wie die Einflussmöglichkeiten der unterschiedlichen Gruppen verteilt liegen.

Abstracts

Experiences with PRSP have so far shown considerable deficits in the field of
participation. Up to now participation has in the best of the cases taken place in
the form of consultation. Participation of civil society in the design of the PRSP
is impeded by international dominance through the donors, especially the Inter-
national Financial Institutions, who still stick to unidimensional neoliberal eco-
nomic models, the principles of which are not to be touched. Moreover, partici-
pation is hindered through political hegemony in many countries, which makes
a fair reconciliation of interests between the different actors impossible. On the
other hand, civil society is taking advantage of the newly created spaces for parti-
cipation, which increases the expectation for future developments. These expec-
tations should not to be disappointed by the second generation of the PRSP.

Bisherige Erfahrungen mit den PRSP haben im Bereich der Partizipation er-
hebliche Defizite gezeigt. Bislang kann bestenfalls von Beteiligung in Form von
Konsultationen gesprochen werden. Eine Mitgestaltung seitens der Zivilgesell-
schaft wird einerseits durch die internationale Dominanz der Geber, insbesonde-
re der internationale Finanzinstitutionen verhindert, die weiterhin einseitig an
neoliberalen Wirtschaftsmodellen festhalten, deren Grundsätze nicht angetastet
werden dürfen. Andererseits wird Partizipation in vielen Ländern erschwert durch
die politische Hegemonie, die einen fairen Interessensausgleich zwischen den Ak-
teuren unmöglich macht. Gleichzeitig werden neue Freiräume von der Zivilge-
sellschaft genutzt, und sie steigern Erwartungen an künftige Entwicklungen. Die-
se dürfen in der zweiten Generation der PRSP nicht enttäuscht werden.
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